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Amtliches. 


Berlin, 31. Januar. Der König bat dem Sanitäts⸗Rath De, 
med. Epuaıd Levinſtein, Dirigent der maison de sante zu Neu. 
Schöneberg den Charakter als Geh. Sanitäts- Rath verliehen ; und 
den unbeſoldeten Beigeordneten der Stadt Lauban, Kämmerer Ramm- 
ſtedt daſelbſt. der von der dortigen Stadtverordneten⸗Verſammlung 
getroffenen Wahl gemäß, als beſoldeten Beigeordneten dieſer Stadt 
auf die geſetzl che, mit dem 1. April d. J. beginnende zwölfjäbrige 

mts dauer beftätigt. 

* Dem zun E Direktor ernannten bisb Berg Inſpektor 
Hermann Piietze iſt die Direktion des fiskaliſchen Steinkoblen⸗ 
bergwerks Kön g Weliesweiler bei Neunkirchen übertragen. 
Der Rechtsanwalt und Notar Schmidt zu Lauban iſt in 
leicher Eigenſchaft an das bieſige Stadtgericht verſetzt und 
— Stadiger. Rath Frentzel hierſelbſt zum Rechtsanwalt bei demſel⸗ 
den Gericht und zugleich zum Notar im Depart. des Kammerger er⸗ 
nannt wor den, letzterer mit der Verpflichtung, ſtatt ſeines bish. Amts⸗ 
charakters den Titel „Juſtiz Rath“ zu führen. 
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epeſchen über den Krieg im Orient 
1. Von den Kriegsſchauplätzen 
Konſtantinopel, 30. Januar. Nach bier vorliegenden Nach⸗ 


richten ſind ruſſiſche Truppen in Tſchorlu, Burgas und anderen be⸗ 
nachbarten Orten erſchienen. 
. Vorgänge in den kriegführenden Staaten. 

Wien, 31. Jannar. Die „Polit. Korreſp“ weiſt auf den ſeit 
vorgeſtern eingetretenen Mangel an konſtantinopeler Nachrichten bin 
und bemerkt, die einzige nach Oeſterreich führende Telegrapbenlinie 
über Gradiska ſei ausſchließlich für die türkiſche Staats Korreſpon⸗ 
denz in Anſpruch genommen. Heute aus Bukareſt eingegangene Nach⸗ 
richten ließen indeß vermuthen, daß zwiſchen geſtern und deute die 
Unterzeichnung der Friedenspräliminarien in Adrianopel erfolgt ſei. 

az. Internationale Beziehungen. 

Wen, 31. Januar. Die Intentionen, zur Regelung einer An⸗ 
zahl von Punkten der Friedenspräliminarien, welche internationale 
Fragen tangiren, Konferenzverhandlungen herbeizuführen, gewinnen 
gegen 


Petersburg, 31. Januar. Einige Aeußerungen Northcote's in 
der Unterhausſitzung vom 28. d. haben dazu geführt, daß in der 
„Preſſe“ irrtbümlich von einem gemeinſchaftlichen Auftreten Eng⸗ 
lands und Oeſterreichs in Petersburg die Rede iſt Der „Daily 
Telegraph“ hat dieſen Verſionen Ausdruck gegeben, indem er ſogar 
von der Abſendung identiſcher Noten Oeſterreichs und Englands 
ſpricht. Weder liegen bier identiſche Noten vor, noch iſt das Auftre⸗ 
ten Oeſterreichs und Englands materiell und formell ein übereinſtim⸗ 
mendes. Zwiſchen Wien und Petersburg findet gegenwärtig ein in 
der Natur der Verhältniſſe liegender freundſchaftlicher Meinungsaus⸗ 
tauſch ſtatt, und die neueſte Auslaſſung des Grafen Andraſſy über 
die Friedenspräliminarien trägt keinen anderen Charakter. Die Hal⸗ 
tung Oeſterreichs iſt die einer befreundeten Kaiſermacht, und alle 
Aeußerungen Oeſterreichs über ihm wünſchenswerthe Berückſichtigung 
finden bier ein durch das perſönliche Verhältniß der beiden Sou⸗ 
veräng von vornherein bedingtes Entgegenkommen. Dies ſeits 
bherrſcht keine Abneigung, gemeinſchaftlich zu 
regeln, was von gemeinſamem Intereſſe iſt. 

Petersburg, 30. Januar. Die „Agence Ruſſe“ hebt hervor, 
daß es dem parlamentariſchen Gebrauche jedenfalls zuwiderlaufe, 
wenn der engliſche Schatzkanzler eine Kreditforderung im offenen 
Parlamente damit motivire, daß er einem fremden Souverän be⸗ 
ſtimmte, nur auf ein on dit gegründete Abſichten unterſchiebe; es ſei 
das geſchehen in der Rede Northcote's, in der er von der Abſicht des 
Kaiſers Alexander einen Fürſten für Bulgarien ſelbſt auszuwählen 
ſpreche, eine Abſicht, die nicht geäußert ſei. — Die hieſigen Blätter 
ſprechen ſich dahin aus, daß es dem Kongreß einen eigenthümlichen 
Charakter geben hieße, wenn andere Mächte den Intentionen 
Englands folgend, ſich für den Kongreß militäriſch ſtark machen 
wollten, „ein Wald von Bafonnetten“, ſei für einen Kongreß nichts 
Wünſchenswerthes. — Ein im hieſigen „Golos“ enthalten geweſener 
und nach auswärts telegraphiſch verbreiteter Artikel ſpiegelt nur eine 
individuelle Anſicht wieder und iſt mannigfach auf Mißverſtändniſſe 
begründet. 

Wien, 31. Januar. Aus Athen von heute wird der „Pol. Korr.“ 
gemeldet, Comunduros habe in der geſtrigen Sitzung der Kammer in 
Bezug auf die auswärtige Politik und in Bezug auf eine eventuelle 
Aktion vollſtändig freie Hand verlangt. In Tbeſſalien ſei der Auf⸗ 
ſtand im Wachſen, die Hauptmaſſe der Aufſtändiſchen ſtehe bei Pelion, 
Almyros und Agraphos. 


Vom Landtage. 
56. Sitzung des Abgeordnetenhauſes. 


Berlin, 31. Januax. Präſident v. Bennigſen eröffnet die 
Kittens um 11 Uhr 20 Min. mit den üblichen geſchäftlichen Mitthei⸗ 
ungen. 


Am Miniſtertiſche: Dr. Friedenthal, Miniſterial⸗Direktor 
Or Jie een, die Gebeimrätbe Lucanus und Bart ch. 

Die Tagesordnung führt werft zur dritten Berathung 
eines Geſetzes, betreffend Maßregeln gegen die Ber: 
breitung der Reblaus. 

Zur Generaldiskuſſton ergreift Niemand das Wort; in der Spe⸗ 
naldiskuſſion werden die Beſchlüſſe zweiter Leſung mit Ausnahme des 


ten der Pro 


3 
Mittag: Ausgabe. 


Voſener Zeitung. 


Einundachtzigſter Jahrgang. 


Freitag, 1. Februar 


richeren tägltet t i Wal.) 


Abſatzes von 8 6 genehmigt 
Abg Knebel, nachdem Minifter des Innern Dr. de 
thal ſich einverſtanden erklärt hatte, folgende Faſſung: „Derjenige, 
deſſen Rebkulturen von den im $ 1 bezeichneten Maßregeln betroffen 
werden, iſt befugt, vom Staate den Erſatz des Werthes der auf 
obrigkeitliche Anordnung vernichteten und des Minderwerths der bei 
der Unterſuchung beſchädigten gefunden Reben zu verlangen.“ d 

Der Geregentwurf wird hierauf auch im Ganzen genehmigt und 
das Haus gebt über zur erſten Beratbung des Entwurfs 
eines Geſetzes, betreffend die Befugniß der Kom⸗ 
miſſarien für die biſchöfliche Vermögens verwal⸗ 
tung in den erledigten Diözeſen Zwangsmittel on: 
zuwenden 

Zur Generaldiskuſſton des nur einen Paragraphen enthaltenden 
Geſetzes melden ſich Redner nur gegen die Vorlage zum Worte und 
zwar die Abgeordneten Reichenſperger, Bachem, von 
Jazdzewski, Bieſenbach und Feiberr von Heere⸗ 
man. Der einige Artitel des Entwurfs lautet wie folgt: 

„Die auf Grund des Geſetzes vom 20. Mai 1874 (Geſetzſamm⸗ 
lung 1874 Seite 135) zur Verwaltung erledister katholiſcher Bist oü⸗ 
mer N Kommiſſarien find berechtigt, die von ihnen in Aus⸗ 
übung der Verwaltung und Aufſicht getroffenen, durch ihre geſetzli⸗ 
chen ak Jee gerechtfertigten Anordnungen durch Anwendung von 
Exekutiv⸗Geldſtrafen bis 150 Mark durchzuſetzen, ſowie, undeſchadet 
den Beſtimmungen des Geſetzes zum Schutze der perſönlichen Freiheit 
vom 12. Februar 1850 (Geſetzſammlung Seite 45) unmittelbaren 
Zwang anzuwenden, wenn die getroffene Anordnung ohne einen ſol⸗ 
chen undurchführbar iſt. Feſtſetzung der Geldſtrafe muß immer eine 
ſchriftliche Androhung vorhergeben ; in dieſer ıft, ſofern eine Hand⸗ 
lung erzwungen werden ſoll, die Friſt zu beſtimmen, innerhalb wel⸗ 
cher die Ausführung erfordert wird.“ 

Da bereits in dieſer allgemeinen Debatte auf die vorliegenden 
Brüel ſſchen Abänderungsanträge Rüdjiot genommen wird, ſo fol⸗ 
gen dieſelben gleichfalls bereits an dieſer Stelle: x 

Abg. Dr. Brüel beantragt: „1) Alinea 1 ftatt „bis 150 Maxk“ 
zu ſetzen: „deren Geſammtſumme jedoch im ein zelnen Falle den Be⸗ 
trag von 150 Mark nicht überſteigen darf.“ 2) Zwiſchen Alinea 1 
und 2 einzuſchalten: „Die Anwendung von Exekutivſtrafen oder un⸗ 
mittelbaren Zwanges iſt unzuläſſig, ſoweit der Befugniß zur Anord⸗ 
nung aus einem Grunde widerſprochen wird, deſſen Berechtigung von 
einer Anerkennung der geſetzlichen Befugniſſe des Kommiſſars unab⸗ 
hängig iſt.“ 3) Dem Alineg 2 am Schluſſe zuzuſetzen: „Kirchenvor⸗ 
ſteher und Gemeindevertreter können mit der Geloſtrafe nur belegt 
werden, wenn ſie für ihre Perſon ein Verſchulden trifft“ und 4 
Nach dem Alinea 2 ein neues folgenden Inhalts aufzunehmen: „Wird 
eine Anwendung von Exekutiv Geloftrafen oder unmittelbaren Z van- 
den als Kugel beftritten, ſo enticheivet, falls beim Oderpräſtden⸗ 
um im Wege der Beſch verde vergeblich Abhülfe geſucht 
iſt, auf die Klage des Betroffenen im Verwaltungsſtreit⸗ Verfahren 
hierüber das O erverwaltungs⸗Gericht“ 

Abg. Reichenſperger beſtreitet zunächſt die ſeitens der Re⸗ 
geum bei Gelegenheit der Petitionsberathung (in Sachen Droſte zu 

iſchering ausgeſprochene Anſicht, es ſei ſelbſtoerſtändlich, daß jeder 
obrigteitlichen Gewalt auch die exekutive Strafgewalt innewohne. 
Dieſes Axiom ſei nach dem preußiſchen Recht und Uſus durchaus 
falſch, Sedes materiae ſei unzweifelhaft die Verordnung von 1817 in 
Verbindung mit der von 1808. Aus den in Bezug darauf bei be⸗ 
ſtimmten Füllen gegebene näheren Erklärungen verneine er eine 
Geltung der Verordnung für al le Fälle und alle Behörden. Es 
ſei nun aber überhaupt durchaus nicht nöthig, daß der vom Staate 
eingeſetzte biſchöfliche tommeſſarius exekutiviſche Strafgewalt beſitze; 
erſtens wegen der geſetzlichen Beſtimmungen, welche als zweite, hübere 
Inſtanz den Oberpräſidenten berückſichtige, zweitens ſei dies aber nicht 
erforderlich, wie man fage, um das Anſeben des ſtaatlichen Kommiſ⸗ 
ſars zu wahren over zu erhöhen. Schädige denn die Bewilligung 
durch den Oberpräſidenten die Autorität des Kommiſſars? Er meine 
nein. Denn das nicht minder wichtige Landratbsamt habe nicht 
eo ipso exekutiviſche Gewalt. Dieſe Gründe ſeien alſo vollkommen 
hinfällig. Werde nun das Geſetz votirt ſo müſſe zugleich auch ein 
Rechtsſchutz durch Gewährung einer Appellinſtanz geſchaffen werden. 
In dieſer Richtung und auch im Mebrigen emgfehle er die in der 
Spezialdiskuſſion zu beſprechenden Brüelſchen Anträge. 

Abg. Dr. Miquel: M. H., zunächſt will ich dem Herrn Vor⸗ 
redner gleich von vornherein zugeben, daß die Frage mir ſehr wohl 
distutablel zu fein ſcheint, ob die Staatsregierung nicht durch die 
Perſon des Oberpräſidenten das Ziel des 
reichen können. Ich glaube aber, daß es den betroffenen Exequenden 
vollkommen gleichgiltig Te, wer die Exekution verfügt. (Nein, nein! 
im Zentrum.) Ich meine, daß wir das Geſetz, ſo wie es liegt, nicht 
annehmen können, und trete im Allgemeinen den in den Brüel'ſchen 
Anträgen zum Ausdruck gelangten Anſichten bei. Ich muß aber die 
Bemerkung voranſchicken, daß das Geſetz über die Verwaltung der 
katheliſchen Kirchengemeinden meiner Meinung nach ſehr günſtig ge⸗ 
wirkt bat. (Jiderſpruch im Zentrum.) Ich babe eine Anzahl guter 
Katholiken, Männer aus Stadt und Land geſprochen und gebört, daß, 
abgeſehen von einzelnen Beſtimmungen — ich halte es auch für zu 
reglementariſch und bureaukratiſch, wie ich ja ſeiner Zeit Reh 
habe — das Geſetz von der katholiſchen 8 febr günſtig out: 
genommen worden ſei und günſtig wirke. (Oho! im Zentrum.) Ich 
babe dies für eine gute Vorbedeutung genommen für die Zeit, wo 
der Friede zwiſchen Staat und Kirche wieder hergeſtellt ſein ſollte. 
Um fo mehr bin ich der Meinung, daß jedes übermäßige Eingreifen 
in die Selhſtſtändigkeit der katholiſchen Kirchengemeinden und das 
unnöthige Reglementiren oder leidenſchaftliche Eingreifen in die 
Kirchenverwaltung ſorgfältig zu vermeiden ſei Es wäre ſehr be⸗ 
dauerlich, wenn glücklich geschaffene beſſere Zuſtände auf dieſe Weiſe 
gefährdet werden ſollen. Wenn wir hier mit ganz neuen Dingen zu 
thun haben und die Gegenſätze noch ſchroff Top auf dieſem Gebiete, 
da ſcheint es mir ganz unerläßlich, hier, wo die Rechtsfrage ſelbſt be⸗ 
ſtritten war, wo es zweifelhaft war, ob dem Kommiſſartus die De: 
fugniß zu Erekutivmaßregeln zuſtehe, den Rechtsweg der Gemeinde 
zu eröffnen. Da empfiehlt es ſich bier der Natur der Sache nach, 
das Oberverwaltungsgericht als letzte Inſtam vorzuſehen. 
Durch Zulaſſung des Rechlsweges erlangen Sie den Vortheil, daß 
die Streitigkeiten über Ausdehnung der geſetzlichen Befugniſſe des 
Kommiſſarius bier aus dieſem Haufe verſchwinden, wo fie zwar viel⸗ 
fach große Aufregung, aber nie ein rechtes Mefultat erzielen. So 
erhalten Sie auf dem Rechts wege eine Entſcheidung, und auch der 


Frieden⸗ 


eſetzentwurfs bätte er⸗ 


Staatsregierung muß es erwünſcht fein, eine folche autoritative ge⸗ 


richtliche Entſcheidung zu baben, der Do ſofort alle Behörden fügen 
müffen, und der auch die Staatsregierung ſich fügen muß, die aber 
dieſelbe auch andererſeits von Verantworklichkeit frei macht Wir wer⸗ 
den deshalb in ſinngemäßer Uebereinſtimmung mit dem Kollegen Brüel 
d dieſen Standpunkt vertreten. Das Alin. 2 der Brüel'ſchen Anträge ſcheint 
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mir nicht recht zutreffend zu fein: Es kann Jemand die geſetzlichen Befug⸗ 
niſſe anerkennen, aber nicht thatſächlich. Ich glaube, Un, Fälle, ch f 
Herr Brüel meint, fallen unter den Begriff: „Ueberſchreitung der 
geſetzlichen Befugniß“. Es wird daher wohl richtiger fein, ſich auf 
dieſen allgemeinen Satz zu beſchränken. Es entſteht dann weiter die 
Nene wie ſoll es gehalten werden, wenn ein Kollegium nach der 
einung des Kommiſſarius zu erequiren iſt. Der *edanfe, einem 
Kollegium Exekutivſtrafen aufzuerlegen, hat etwas Widerſtrebendes. 
Es darf doch hier nicht der Uaſchuldige mit dem Schuldigen gefangen 
werden; man muß den Mitgliedern, welche behaupten, nicht anweſend 
eweſen zu fein, oder dagegen geſtimmt zu haben, welche alſo in der 
ingzität 2 75 ſind, das Recht der Exkulpation geben. Herr 
Kollege Brüel bat weiter beantragt daß in keinem Falle die Exekativ⸗ 
ſtrafe böber als 150 Mark fein dürfe. Ebe ich darauf eingebe, möchte 
ich mir noch eine Aufklärung von dem Herrn Regierungs Kom miſſar 
erbitten. Der Geſetzentwurf ſpricht von der Anwendung eines un⸗ 
mittelbaren Zwanges neben der Exekutivſt afe. Unter dieſer Ber 
zeichnung verſtehe ich nun nichts weiter als die ſogenannte Real⸗ 
Exekution; irgend eine Androbung von Haft oder körperlichem 
Zwange kann darunter, meiner Meinung, nicht gewollt werden. Um 
ein Beiſpiel anzuwenden: Im Falle, daß die Herbeiſchaffung einer 
Urkunde verweigert wird, darf ein Zimmer geöffnet werden, oder der 
Kommiſſar bat die Wahl zwiſchen dieſem Mittel und Geldſtrafe. Iſt 
dieſe Bedeutung der Beſtimmung benulegen, ſo iſt dieſelbe meiner 
Anſicht nach unbedenklich Wenn nun Herr Britel will, daß die Ge⸗ 
ſammtſumme der Strafe im einzelnen Falle 15% Mark nicht ſoll über⸗ 
ſteigen dürfen, fo würde damit das Geſetz für reiche Leute xtemlich 
wirkungslos, für Unbemittelte dagegen febr ſtreng fein Im Weſent⸗ 
lichen ſtimme ich mit Brüel und N ichenſperger überein. In der zwei⸗ 
ten Leſung wird es ſich um die Faſſung handeln Im Weſentlichen 
wird durch unſeren Antrag verhütet, daß mit Unrecht von den Kom⸗ 
miſſarien vorgegangen werden kann. 

„Abg Bachem behauptet, daß die gegenwärtige Vorlage den Ber 
weis dafür liefere, daß das Geſetz vom 20. Mai 1874 in die Kategorie 
derjenigen Gefrge geböre, welche mit großer Mangelhaftigkeit ange⸗ 
fertigt joen, ein Stempel, der Dä der ganzen Maigeſetzg bung aufe 
drücke. Und vor der Majeſtät ſolcher Gelege, welche ſogar nach der 
techniſchen Seite bin mangelhaft ſeien, da ſollen unſere katboliſche 
Kirche und die Bekenner der katboliſchen Religion ſich beugen? Durch 
das auf Anrathen der liberalen Parteien beute vorliegende Geſetz do⸗ 
kumentire ſich das ſo oft betonte Entgegenkommen dieſer Parteien le⸗ 
Balls als leere Redensart Würde das Haus anerkennen, daß der 
biſchöfliche Kommiſſarius mit der Verwaltung des katholiſchen Kirchen⸗ 

V H jo würde des als ein Schritt 
zur Verſöbnung angefeben werden können und es würde die Mög ich! 
keit einer Ausgleibung gegeben fein, fo aber involoire auch die In 

nahme der Amendements leviulih-eine Verſchärfung der Vorlage. 

Die Kirchenvorſtände könnten niemals in dem biſchöflichen Kom miſſz⸗ : 

rius einen wirklichen Stellvertreter des Biſchofs anerkennen, es jet 

dies für ſie eine völlig widerſinnige Inſtitution. Mit einer ſolchen 

Bebörde bleibe der Konflikt beftchen und das vertrauensvolle Zu⸗ 

ſammenwirken mit derſelben werde abſolut unmöglich. Aus dem er 

wurfe, wie er vorliege, ziebe er die Konſequenz, . es ſich lediglich 
um ein ſchroffes, rückſichtsloſes Vorgehen gegen die Katholiken dandle. 
) (Sehr richtig!) Der Entwurf gebe in feiner unbeſtimmten Faſſung 
allen möglichen Auslegungen Raum, er gebe dem Kommiſſar unbe⸗ 
| 


vermögens feloft gar nichis zu thun babe, 


grenzte Gewalt, und es ſei vorgekommen, daß ein Kommiſſar gegen 
eine 17555 bis zu 3000 Thaler Biet: erkannt habe. 800 t! bosch 
Der Entwurf paſſe in keiner Weiſe in unſer geſammtes ſtaatsrecht⸗ 
liches Syſtem, eben fo wenia in unfere neuere Geſetzgebung, obwohl 
ſich die Motive ſeltſamer Weiſe auf dieſe neuere Geſetzgebung bes 
rufen. Dieſe Berufung ſei daher geradezu komiſch. Von der Zu⸗ 
laſſung des Rechtsweges gegen Uebergriffe der Kommiſſare ſei in der 
Vorlage gar keine Rede, man ſei hier nur auf die Entſcheid en 
Kultusminiſters angewieſen. Nach alledem könne er nur wiederholen, 
daß er dem ganzen Geſetz gegenüber ſich durchaus ablehnend ver⸗ 
halte, und auch die Annabme der Amendements würde ihn nicht ver⸗ 
wad Sie) m er de 8 

ie kuſſion und damit die erſte Berathung wird geſchloſſen. 
Abg. Windthorſt (Meppen) beantragt hierauf, die 5 Le 


des 


u 
nicht im Plenum vorumebmen, ſondern das Geſetz einer befonderen 
! Kommiffion von 14 Mitgliedern zur Vorberatbung zu überweiſen. 

Die Abneigung gegen das Geſetz zeige ſich deutlich auf den verſchie⸗ 
denſten Seiten, über die Amendirung ſei man nicht einig, es ergebe 
ſich daher die Nothwenpigkeit feines Antrages. 

Abg Löwenſtein widerſpricht dieſem Vorſchlage. Die Stim⸗ 
men über das Geſetz gingen nach zwei Hauptrichtungen auseinander. 
Der eine Theil wolle das Geſetz gar nicht, balte es alſo auch nicht 
für ee für dieſen ſei eine Kommiſſionsberatbung zweck⸗ 
los, der andere Theil ſtimme dem Geſetze bei und wolle es verbeſſern 
und zwar nach Richtungen bin, welche große Debatten nicht veran⸗ 
5 oc? von dieſem werde in Folge deſſen eine Vorberathung 
nicht gewünſcht. d 

Das Haus lebnt den Antrag Windthorſt ab und tritt n 
die Spezialdiskuſſion ein. Zwei neue Anträge find einge⸗ d 
N Dr. Miquel und Dr. Laster beantragen, folgenden Ab⸗ 

) Dr. Mi ) Lg er beantragen, folgenden 

ſatz hirzuzufügen: „Iſt die Exekutivſtrafe angeordnet, um Ce Hand⸗ 
lung zu erzwingen, welche dem Beſchluſſe eines Kollegiums unterliegt, 
fo kann jedes bedrohte Mitglied des letzteren die Strafe von fich db 
wenden durch den Nachweis, daß es für die Vornahme der Hand⸗ 
lung geſtimmt oder aus einem enkſchuldbaren Grunde an der Sitzun 
in eg der ablehnende Beſchluß gefaßt wurde, nicht Theil genom⸗ 
men ha 

2) Dr. Miquel, Dr. Lasker, Freiherr v. Zedlitz um 
Neukirch beantragen, folgenden Abſatz himuzufügen: KS: de 
Exekutipſtrafen der Kommiſſarien und gegen die angedrobten unmittel⸗ 
baren Zwangsmaßregeln findet nach Maßgabe der 88 30, 32, 31 und 
36 des Geſetzes, betreffend die Zuſtändigkeſt der Verwaltungsbedörden 
und der Berwaltungsgerichtsbehörden im Geltungsbereich der Provin⸗ 
zialordnung vom 20 Zant 1875, vom 26 Juli 1876, die Klage on das 
Oberverwaltungsgericht ſtatt.“ 8 

Es melden Dé 3 Redner gegen und 4 für den Geſetzentwurf. Zu⸗ 
vor erhält das Wort 4 

Miniſterialdirektor Or Förſter: Meine Herren! Bei wieder⸗ 
holten Gelegenheiten und zuletzt am vergangenen Freitag ift die koͤnig⸗ 
liche Staatsregierung in der Lage geweſen, ihren Standpunkt gegen⸗ 
über der Frage, ob nach dem bisherigen Rechte den biſchöflichen Kom⸗ 
miſſaren die Exekutivſtrafgewalt zuſtehe oder nicht, zu präziſtren Aus 

vieſem Grunde habe ich bei der erſten Berathung das Wort nicht er⸗ 

griffen, in dieſem Augenblicke aber glaube ich zur Klärung der Situa⸗ 
! tion das Wort ergreifen zu ſollen. Es iſt der Staatsregierung ge⸗ 
| genüber der am Freitag durch den Beſchluß des boben Hauſes aus⸗ 
geſprochenen Anſicht nothwendig und wünſchenswerth erſchienen, die 
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Kontroverſe baldigſt aus der Welt zu ſchaffen, die Regierung ſelbſt, 
bleibt materiell bei der früheren Anfiet ſteben und wünſcht e, dem 
Kom miſſarius zweifellos zu feinem Rechte zu verhelfen. Es iſt in 
Entwurf davon ausgegangen, daß 8205 5 der Höhe der Exe⸗ 
renze von Mark event. 4 Wochen 
und dieſelbe deshalb auf 150 Mark 
Fra e des Herrn Abg. Miquel in Be⸗ 

wangsmiteln a fo if die 


ft nicht nöthig ſei 
ſtgeſetzt. Was die 
ft der Anwendung bon Lo? 
Staatsregierung mit ihm übereinſtimmend der Anſicht. daß da⸗ 
mit nur die ſogenannte Realexekution gemeint fein ſoll. — 
Ueber die Anfechtbarkeit der Verfügungen der Kommiſſarien, durch 
welche Zwangsmittel angewendet werden, war im Entwurf Nichts 
eſtzuſetzen, da bereits das Geſetz vom 20. Mai 1874, 8 10, die Bes 
chwerde an den Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten eröffnet. Der 
bg. Miquel ſchlägt dem Haufe nun einen anderen Rechtsweg vor 
und die Regierung iſt in vollem Maße bereit, demſelben zuzuſtimmen 
und würde daher dem Amendement keinen Widerſpruch entgegenſtellen. 
Was das zweite Amendement, enthaltend Beſtimmungen über die 
Entſchuldigung der einzelnen Mitglieder eines in Er kutivſtrafe zu 
nehmenden Kollegii, betrifft, fo find derartige Fälle bereits durch das 
preußiſche Landrecht in demſelben Sinne, wie es der Antrag be⸗ 
abſichtigt, zu beurtheilen. Es würde alfo kein Bedürfniß vorliegen, 
die Sache hier zu berühren, andererſeits aber auch kein Widerſpruch 
u erheben ſein, wenn man eine betreffende Beſtimmun beizufügen 
eben ſollte. Was die Anträge des Herrn Abg. Dr. Brüel betrifft, 
fo möchte ich Bitten, dieſelben ſämmtlich abzulehnen, da deren Annahme 
die Wirkung des Geſetzes vollkommen illuſoriſch machen würde. 
Sehr wahr! rechts.) Wenn Herr Abg. Bachem einen Fall erwähnt, 
welchem die Höbe der vom Kommiſſarius auferlegte Strafe 9000 
Mark betrage, ſo kann ich mir einen ſolchen Fall ſehr wohl denken. 
(Hört! Hört! im Zentrum. Heiterkeit) Wenn fortgeſetzt Widerſtand 
eleiftet wird, fo können ſich ſchließlich in Summa die Strafgelder 
ehr leicht bis zu dieſer Höhe anſammeln. (Sehr richtig! links. 
Widerſpruch im Zentrum.) Zum Schluß möchte ich eine mehrfach 
und auch heute wieder vom Herrn Abg. Bachem erwähnte Kontro⸗ 
verſe beſeitigen, die nämlich, daß durch das Geſetz vom 20 Juni 1875 
über die Vermögens verwaltung das Geſetz vom 20. Mai 1874 * 
ändert ſei. Das iſt keineswegs der Fall. Nach dieſer Richtung bin 
würde es der Staats regierung ſehr erwünſcht fein, wenn eine Ein ⸗ 
chiehung in dieſes ii in dem Sinne beantragt würde, daß zu 
en Befugniſſen des biſchöflichen Kommiſſarius auch diejenigen ges 
hören, welche in dem Geſetz vom 20. Juni 1875 und 26. Juli 1876 
den biſchöflichen Bebörden beigelegt ſind, ſo daß dieſe Frage nicht 
immer wieder Urſache zur Beſchwerde nunmehr an das Oberverwal⸗ 
Gre, abgeben kann. $ 

Abg Bieſenbach ift der Anſicht, daß die Verwaltung des 
katholiſchen Kirchenvermögens vorläufig in guten Händen ſich befinde. 
Das Vermögen werde verwaltet von zehn Kirchenvorſtänden unter 
perſönlicher Verantwortlichkeit, unter Kontrole von 20 anderen Kirchen⸗ 
borftänden und der ganzen Gemeinde, und unter Aufſicht der könig ⸗ 
lichen Staatsregierung. Bei einem ſolchen Zuſtande Tei deshalb keine 
Gefahr im Verzuge, wenn das Haus erſt kommiſſariſch prüfen laſſe, 
ob es angethan ſei, dem Kommiſſar eine ſolche Gewalt zu geben. Es 

le in dem Geſetze aber auch an jeder geſetzlichen Regelung der per⸗ 
önlichen Qualifikation Desjenigen, dem man eine fo exorbikante Ge: 
walt geben wolle. Nach der EINE werde der Kommiſſar von dem 
Kultusminiſter ernannt, welcher eine Perſon nehmen könne, die er 
wolle. Nun ſei aber die Schärfe des Geſetzes nur gegen die Kirchen⸗ 
vorſtände gerichtet, welche mit dem biſchöflichen Roman in 
durchaus keinem Rechtsverhältniß ſtänden. In der Allgemeinheit, in 
welcher der Geſetzentwurf vorliege, ſei derſelbe durchaus nicht zu 
halten und er habe nicht geglaubt, daß ein ſolches Geſetz Annahme 
finden könne. In der Annahme deſſelben ſehe er eine Schädigung 
aller wirthſchaftlichen Freiheit und ſei der Anſicht, daß unſer ganzer 
> } Volke dadurch in Mißkrauen komme. 
Die liberalen Parteien hätten ſchon in ſo vielen Dingen nachgeben 
ſſen, wie ſich aber dieſes Geſetz in ihrem Programm ausnehmen 
überlaſſe er ihrem eigenen Urtheile 
Köhler (Göttingen) hält die heutige Debatte nur für eine 
F big der vorgeſtrigen, weshalb das Haus auch ſagen könne, es 
ei völlig inſtruirt und könne ber die Vorlage im Plenum entſcheiden. 
Wenn ſich die Mitglieder des Zentrums auf den Standpunkt ſtellen 
wollten, daß ſie die Geſetze des Staats anerkennen, ſo würde auch 
mit ihnen zu diskutiren ſein; die katholiſche Kirche müſſe die Zeit des 
Mittelalters vergeſſen und anerkennen, daß der Staat auch die 
Autorität über die Kirche habe. Redner erklärt ſich für das Amende⸗ 
ment Miquel⸗Lasker. e 

Abg. v Heereman beleuchtet die Vorlage, welche dem Kom⸗ 
miſſarius Rechte einräume, die der Biſchof niemals hatte. Das 
Gefühl der Katholiken ſei dadurch im höchſten Grade verletzt, das 
katholiſche Volk hänge mit Liebe an ſeinen Biſchöfen, und wer eine 
ommiſſarius annehmen könne, der habe kein ſo 
anz reines Gefühl von Anſtand. Das Geſetz ſei ein jammervolles 
Machwerk nach allen Richtungen hin. j 

Abg. Dr. Lasker: Bei dem Verſuch, den Geſetzentwurf zu amen⸗ 
diren, haben wir den Gedanken an den Kulturkampf vollſtändig bei 
Seite gelaſſen. Der Tendenz der Vorlage, die auf unſere Anregung 
außerordentlich ſchnell an das Haus gekommen iſt, ſtimmen wir zu, 
indeſſen iſt dieſelbe in der uns vorgelegten Form für uns vollſtändig 
unannehmbar, weil wir nicht in der Lage find, im Gegenſatz zu un⸗ 
erer 13jährigen Politik eine neue Exekutivſtrafe zu geben, wenn nicht 
gleichzeitig eine richterliche Kontrole gegeben wird. Was bedeutet denn 
eine ſolche Rechtskontrole? Es ſoll ein unparteiiſcher Richter prüfen, 
ob die Strafen lediglich in Ausführung des Geſetzes und nicht nach 
Willkür feſtgeſetzt find. Schon in der früheren Diskuſſion wurde aus⸗ 
geſprochen, daß es nicht angemeſſen Te, Beamten Pflichten aufzuerle⸗ 

en, ohne ſie mit den entſprechenden Mitteln zur Durchführung ihrer 
Anordnungen auszuſtatten, daß aber die Befugniß zur Anordnung 
von Exekutivſtrafen ihnen nicht gegeben werden könne, ohne gleichzei⸗ 
e Einführung eines Rechtsſchützes für die Betroffenen. Es war 
alſo für den ba: ordneten Bieſenberg nicht der allergeringſte Grund 
vorhanden, an die liberale Partei zu appelliren, denn unſer Antrag, 
der dieſen Rechtsſchluß einführen will, lag bereits vor, und er hätte 
daher dieſen Theil aus ſeiner Rede vollſtändig ausſcheiden können. 
(Sehr richtig) Wir ſtehen hier vor der Alternative, entweder dieſes 
Gefetz abzulehnen, oder es mit dem von uns geſtellten Amendement 
anzunehmen. Die Regierung hat ſich bereit erklärt, dem von uns ver⸗ 
langten Rechtsſchutz zuzuſtimmen und das Geieg, hat ſomit gar nicht 
den Charakter eines Kulturkampfgeſetzes. Dem Antrage Brüel können 
wir nicht zuſtimmen, weil wir wollen, daß auch über die Natur der 
Strafe der Rechtsweg zuläſſig fein fol. Wir wollen den Mißbrauch 
überall ausſchlicßen, wir haben dies bei der Kreisordnung, 
Kompetenzgeſetze angeſtrebt, und wenn Sie uns einen Punkt nachwei⸗ 
n, wo dies nicht geſchehen iſt, fo werden wir mit großem Eifer nach⸗ 
olen, was wir verſäumt haben. Der Richter ſoll nicht allein über 
die Höhe der Strafe zu urtbeilen haben, ſondern auch darüber, ob 
die richtige Perſon von derſelben getroffen wird. Ich habe die drin⸗ 
gende Bitte, wenn eine Rapfen d kommt, bei welcher die Majo⸗ 
rität des Hauſes ſich beſtrebt, dem Rechtsbewußtſein Anerkennung zu 
verſchaffen, daß Sie tele Gelegenheit nicht benutzen, um die Majo⸗ 
rität mit Vorwürfen zu überhäufen, welche durchaus ungerechtfertigt 
find. Hier iſt ein Punkt, in welchem wir, wie ich hoffe, gemeinſam 
wirken können (Beifall.) 

Abg. Brüel plaidirt für fein Amendement, welches er auf An⸗ 
drängen feiner politiſchen Freunde geſtellt habe, mehr in der Ahſicht, 
dadurch eine Anregung zur Diskuſſion der darin berührten Punkte zu 

eben, als in der Hoffnung, daß daſſelbe angenommen werden würde. 
Pie Möglichkeit der Wiederholung der Strafe in einem beſtimmten 

alle mache die Grenze von 150 A illuforiſch. Nachdem der Redner 
die einzelnen Punkte ſeines Amendements näher erörtert, eklärt er ſich 
eventuell für das Amendement Miquel⸗Lasker. 

Die Diskuſſion wird geſchloſſen und der Geſetzentwurf, nach A b⸗ 
Le 
Si 


bei dem 


nung des Amendements Brüel, mit den von den Abgg. 
uel⸗Lasker beantragten Zuſätzen angenommen. 
er letzte Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Fortſetzung der 
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weiten Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, Betref: 
end die Unterbringung von verwahrloſten Kindern 
n Erziehungs⸗ oder Beſſerungsanſtalten. 
Die Beratbung beginnt bei $ 7a; derſelbe lautet: „Die Entlaſ⸗ 
ung aus der Zwangserziehung hat zu erfolgen 1) wenn eine fo che 
enderung in den Verbältniſſen eingetreten iſt, daß die Erreichung 
des in $ 1 bezeichneten Zweckes anderweit ſichergeſtellt iſt 2) wenn 
der in 8 1 bezeichnete Zweck er eicht ift, 3) in jedem Falle mit dem 
vollendeten ſechzehnten Lebensjahre. Ueber die Entlaſſung beſchließt 
der verpflichtete Kommunalverband. Die Entlaſſung kann widerruf⸗ 
lich erfolgen. Lebnt der Kommunalverband einen auf Nr. 1 dieſes 
Paragraphen geſtützten Entlaſſungsantrag einer der im 8 3 benannten 
Perſonen oder Behörden ab, ſo entſcheidet das Vormundſchaftsgericht 
Gegen dieſe Entſcheidung findet Beſchwerde ftatt “ 
Hierzu liegen folgende Anträge vor Zunächſt von den Abg. Brüel 
elle, welche folgende Faſſung vorſchlagen: 3 
„Das Recht der Zwangserziehung bört auf: 1) mit dem vollen⸗ 
deten fechzehnten Lebensjahre des Zöglings, 2) mit dem Beſchluſſe der 
E tlaſſung aus der Zwangserziehung Die Entlaſſung aus der 
Falte zen e iſt von dem verpflichteten Kommunalverbande zu 
eſchließen, ſobald die Erreichung des Zweckes der Zwangserziebung 
anderweit ſichergeſtellt oder dieſer Zweck erreicht iſt Iſt dies zwei⸗ 
elbaft, fo dann von dem Verbande eine widerrufliche Entlaſſung Ger: 
Dat werden, welche das Recht zur Zwangserziehung nicht berührt. 
Lehnt der Verband einen auf Entlaſſüng aus der wangserziehung 
gerichteten Antrag der Eltern beziehungsweiſe Großeltern, des Vor⸗ 
mundes oder Pflegers ab, ſo entſcheidet über die Entlaſſung aus der 
Zwangserziehung auf Anrufen des Antragſtellers das Vormundſchafts⸗ 
gericht nach Anbörung des verpflichteten Verbandes. Gegen den ab⸗ 
weiſenden Beſchluß des Gerichts ſteht dem Antragſteller, gegen den 
auf Entlaſſung erkennenden dem Verbande das Recht der Beſchwerde 
zu. Ein abgewieſener Antrag darf nicht vor Ablauf eines Jahres, 
8 Einbringung des früheren Antrages an gerechnet, erneuert 
werden.“ 

on diefem find wiederum mehrere Abänderungsvorſchläge ge: 
macht. Zunächſt wünſcht Le S x 

Abg. v. Rauchhaupt Datt des Schlußſatzes im drittletzten 
Alinea von dem geſperrt gedruckten „Lehnt der Verband“ ſab zu exſetzen 
durch den folgenden: Wird von den Eltern beziehungsweiſe Groß⸗ 
eltern, dem Vormunde oder Pfleger die Entlaſſung aus der Zwangs⸗ 
Erziebung beantragt, weil der Zweck dieſer Erziehung anderweit 
ſichergeſtellt ſei, fo entſcheidet über den Antrag beim Widerſpruch 
des Kommunalverbandes auf Anrufen des Antragſtellers das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht.“ Außerdem aber auch im nächſten Alinen zu 
ſagen ſtatt: des geſperrten „erkennenden“: „lautenden.“ 

Abg. Löwenſtein will den Eingang dieſer Faſſung erſetzen 
durch: „das Recht der Zwangserziehung hört, abgeſeyen von der 
Aufhebung des Unterbringungsbeſchluſſes im Falle des 8 4a auf: 1) 
mit“ u. ſ. w. bis zum Schluß. d 

Schließlich will Abg. Jungk den Antrag der Kommiſſion 8 7a 
von 3) an wie folgt ergänzen: ei falls eine frühere Entlaſſung auf 
Grund von Nr. 1 oder Nr. 2 nicht erfolgt, mit dem vollendeten 
fehsrebnten Lebensjahre. Ueber die Entlaſſung beſchließt der ver⸗ 
pflichtete Kommunalverband. Die Enklaſſung kann widerxuflich er: 
folgen. Erfolgt der vom Kommunalverband zu beſchließende Wider⸗ 
ruf nach Vollendung des fünfzehnten Lebensjahres, ſo darf die 
Bmangserziebung des Zöglings bis zum vollendeten achtzehnten Lebens» 
jahre SES werden.“ Lehnt u. f m. unverändert. x 

Referent Abg. Lammers ſpricht ſich für Erſatz ber Eingangs» 
worte im Kommiſſionsvorſchlage durch die entſprechende Stelle des 
Brüelſchen Antrages ſowie für den Zuſatz von Rauchhaupt aus, 
der Antrag Brüel empfehle ſich durch ſeine präziſere Faſſung. Im 
übrigen biktet er, ſämmtliche Amendements abzulehnen . 

Aba Dr. Brüel verwendet ſich in längerer Ausführung für 
feine Vörſchläge Bei einem fo tief in das Recht der Eltern eingrei- 
fenden Verfahren 1 die weitgehendſten Garantien geſchaffen 
ee e fei die Anrufung des ordentlichen Richters unbedingt 
erfor ? Kä 

Kegierungstommiffar Geb. Reg Rath Illing erffärt, daß die 
Regierung mit dem Antrage Brüel⸗Zelle und dem Amendement von 
Rauchhaupt ſich im Einverſtändniß befinde, dagegene keinem der 
übrigen Vorſchläge beitreten könne. E ! 

Abg. Röſtel äußert ſich ganz im Sinne des Referenten und 
Debt vor allen Dingen als nothwendig bervor, daß die Zwangs⸗ 
erziehung mit dem vollendeten 16. Lebensjahre aufhöre. Die Gefähr 
der Einverleibung über 16 Jahre alter Beſſexungsſchüler in Anftalten 
ſei ſehr groß, ebenſo wie die Schwierigkeit, Anſtalten zu ſchaffen. 
welche für ſo verſchiedene Altersklaſſen, wie 6 und 18, gleich genügend 
konſtruirt ſeien. 5 

Die fernere Debatte iſt obne erbebliche Bedeutung, an derſelben 
betheiligen ſich der Regierungs⸗Kommiſſar und die 
ef, Dr. Röckerath und v. Brauchit ſch. Nach Schluß 
der Debatte geht Abg. Jungk feinen Antrag zurück, und Abg. 
Brüel nimmt die vom Abg. Löwenſtein und die zweite vom Abg. 
v. Rauchhaupt beantragte Aenderung in feinen Antrag auf. Bei 
der Abſtimmung wird zunächſt der erſte Antrag v. Rauchhaupt und 
ſodann der geänderte Vorſchlag Brüel ⸗ Zelle, mit Ausſchluß 
dë E Alinea, angenommen. Derſelbe hat nunmehr folgenden 

ortlaut: 

S 7a. „Das Recht der Zwangserziehung hört, abgeſehen von der 
Aufhebung des Unterbringungsbeſchluſſes im Falle des 8 4a, auf: 
1. mit dem vollendeten ſechzehnten Lebensjahre des Zöglings, 2. mit 
dem Beſchluſſe der Entlaſſung aus der Zwangserziebung. Die Ent⸗ 
laſſung aus der Zwangserziehung iſt von dem verpflichteten Kommu⸗ 
nalverbande zu beſchließen, ſobald die Erreichung des Zweckes der 
Zwangserziehung anderweit ſichergeſtellt oder dieſer Zweck erreicht iſt. 
Iſt dies zweifelbaft, fo kann von dem Verbande eine widerrufliche 
Entlaffung verfügt werden, welche das Recht der Zwangserziehung 
nicht berührt. Wird von den Eltern beziehungsweiſe Großeltern 
dem Vormunde oder Pfleger die Entlaſſung aus der Zwangserziehung 
beantragt, weil der Zweck dieſer Erziehung anderweit chergeſtellt 
ſei, fo entſcheidet über den Antrag beim Widerſpruch des ommunal⸗ 
Verbandes auf Anrufen des Antragſtellers das Vormundſchaftsgericht. 
SEN den abweiſenden Beſchluß des Gerichts fteht dem Antrags 
ſteller gegen den auf Entlaſſung lautenden dem Verbande das Recht 


der Beſchwerde zu. 
Die folgenden Paragraphen werden debattelos erledigt. Eine 
ch exit wieder bei s 9a. Derſelbe hat folgenden 


Debatte entwickelt 
Wortlaut: 8 . 
„Die in 8 7 genannten Kommunalverbände haben für die Ein⸗ 
richtung öffentlicher Erziehungs⸗ und Beſſerungsanſtalten zu ſorgen, 
wenn und inſoweit es an Gelegenheit fehlt, durch Abkommen mit ge⸗ 
eigneten Familien, Vereinen und Privatanſtalten oder beſtehenden 
öffentlichen Anſtalten die Unterbringung der verwahrloſten Kinder zu 
bewirken. Die Koſten, welche durch Einlieferung in die Familie oder 
Anſtalt und die dabei nöthige reglementög emäße erſte Ausſtattung 
des Zöglings und durch die Rückxeiſe der Entlaſſenen erwachſen, fallen 
der Gemeinde, in welcher der Zögling ſeinen Untexſtützungswohnſitz 
bat, alle übrigen Koſten des Unterhalts und der Erziehung, ſowie der 
Fürſorge bei der Beendigung der Zwangserziehung den vorerwähnten 
Verbänden zur Laſt, fo weit fie nicht aus dem eigenen Vermögen des 
Zöglings getragen oder von den aus privatrechtlichen Titeln zur Ali⸗ 
mentation Verpflichteten eingezogen werden können. Die Verbände 
ſind befugt, zur Beſtreitung der Koſten, die ihnen zufolge der Geſetze 
vom 8. Juli 1875 (Geſetzſammlung Seite 497), vom 7. März 1 
(Geſetzſammlung Seite 223), der allerhöchften Kabinetsordre vom 16. 
September 1867 (Geſetzſammlung Seite 1528), und des Geſetzes vom 
31. März 1872 (Geſetzſammlung Seite 257) aus der Staatskaſſe ge⸗ 
währten Renten und Fonds zu verwenden. Sie erhalten dazu aus 
der Staatskaſſe einen Zuſchuß in der Höhe der Hälfte der ihnen nach 
dem zweiten Satze dieſes Paragraphen SEN usgaben, deſſen 
Betrag entweder im Einderſtändniß mit den einzelnen Verbänden 
periodiſch als Pauſchſumme, oder, ſoweit ein Einverſtändniß nicht er⸗ 
reicht iſt, jäbrlich auf Liquidation der im Vorfahre aufgewendeten 
Koſten vom Miniſter des Innern feſigeſtellt wird. Zum Zwecke der 


und 
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Beitreibung der Koſten aus dem eigenen Vermögen des Zöglings oder 
von den aus privatrechtiichen Titeln zur Alimentation Verpflichteten 
werden nach Anhörung des Kommunalverbandes durch den Miniſter 
dest EES Pauſchſatze für die Unterbringung in Anſtalten feſt⸗ 

Abg. Dauzenberg geht nochmals auf die kürzlich erhoben 
Angriffe gegen die Staatsregierung ein, da cf bie Sg — 
ſelben Anſtalten zerſtört und Kinder der Verwahrloſung preisgegeben 
worden ſeien. N 

Regierungs⸗Kommiſſar Geh. Rath Hübler proteflirt aufs Neue 
gegen dieſe Ausführungen. 

Ö St v. Röhrig und v. Liebermann beantragen, im 2ten 

Alinea Hatt der Worte: „fallen der Gemeinde, in welcher der Zögling 
feinen Unterſtützungswohnſitz hat, alle übrigen Koſten des Unterhalts 


und der Erziehung, ſo wie der Fürſorge“ zu ſetzen: fallen dem Orts⸗ 


Armenverbande, in welchem der Zögling feinen Unterſtützungswo 
hat, zur Laſt. Iſt ein verpflichteler Ortsarmenverband Acht 8 
den, ſo fallen dieſe Koſten ebenſo, wie alle übrigen Koſten des Unter⸗ 
halts, der Erziehung und der Fürſorge“ u. ſ. w. wie im Kommiſſtons⸗ 


Entwurf. 

Nach Schluß der Debatte wird der Kommiſſionsvorſchlag mit 
dieſer Aenderung genehmigt 

Die übrigen Beſtimmungen des Entwurfs werden nicht bean⸗ 
ſtandet und tritt das Haus überall den Vorſchlägen der Kommiſſion 
bei. Damit iſt die Tagesordnung erledigt. — Nächſte Sitzung Freitag 
10 Uhr. (Vereidigung einiger Mitglieder; Bericht der Rechnungs⸗ 
kommiſſion über Staatseinnahmen und Ausgaben pro 1876 und zweite 
Berathung des Ausführungsgeſetzes zum deutſchen Gerichts verfaſſungs⸗ 


Geſetz) 
Schluß 45 Uhr. 


13. Sitzung des Herrenhauſes. 


Berlin, 31. Januar. Präfident Herzog von Ratibor eröff⸗ 
net die Sitzung 11% Uhr. Am Miniſtertiſch: Juſtizminiſter ds 
5 e e 85 rdit, Geheime Ober⸗Juſtizräthe Rindfleiſch und 

r ke. 

Der Präſident zeigt den beute (Donnerſtag) früh erfolgten 
Tod des Chefpräfidenten des Obertribunals, Staatsmilniſter v. a5 Ké n 
an; die Mitglieder des Hauſes ehren das Andenken des Verſtorbenen 
durch Erheben von den Sitzen. 

Der erſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Fortſetzung 
der Berathung des Geſetzentwurfes, betreffend den Sitz der 
Oberlandes⸗ und Landgerichte. 

Ueber den Bezirk des Oberlandesgerichts Kaſſel referirt Bürger⸗ 
meiſter Den hard, welcher beſonders die Gründe entwickelt, die in 
der vorberathenden Kommiſſion für die Integrität des heſſiſchen 
Rechtsgehiets geltend gemacht wurden. 

Als Landgerichte für dieſen Oberlandesgerichtsbezirk nannte die 
Regierungsvorlage Kaſſel, Hanau und Marburg, während das Ab⸗ 
geordnetenbaus ſtatt Hanau Ful da ſetzte und den Kreis Hanau 
zum Oberlandesgerichtsbezirke Frankfurt legte. Die Kommiſſion des 
Herrenhauſes ſtellte ſtatt Fulda das Landgericht Hanau wieder ber, 
nahm aber aus dem Kreiſe Hanau die Ortſchaften Bockenheim, Ecken⸗ 
heim u. f. w. zu Frankfurt. Ein Amendement des Grafen v. d. Schu⸗ 
lenburg Beetzendorf tritt für die Wiederherſtellung des Abgeordneten⸗ 
hausbeſchluſſes ein. 8 { 

Auf Vorſchlag des Referenten wird die Diskuſſion über den 
Obexlandesgerichtsbezirk Kaſſel mit derjenigen über Frankfurt a. M. 
vereinigt, und macht zu letztem Profeſor Beſeler den Vorſchlag, 
ſtatt „Landgericht Wetzlar“ zu ſetzen „Landgericht Limburg a. L.“ und 
letzterem das Amt Naſſau zuzulegen. 

raf v. d. Schulenburg Beetzendorf macht zu Gun⸗ 
ften Fulda's verſchiedene geographiſche und hiſtoriſche Kuriofttäten 
geltend. Was Fulda's geographiſche Lage angehe, ſo ſei es von ſchat⸗ 
tigen Alleen umgeben und befige ein Gymnaſtum. Fulda ſei eine alt⸗ 
ehrwürdige Stadt, die mit ihren hiſtoriſchen Traditionen bis auf Bo⸗ 
n u Apoflel der Deutſchen zurückreiche. Mes der große 

D als Lehrer an 

berühmten Gele 
weſen, bis fein Abt durch den Haupt⸗⸗Deputations⸗Reichs⸗Sch 
von 1703 (ſtatt Reichs Deputations Haupt⸗Schluß von 1803) mi 
vielen anderen Fürſten — wurde. Wolle man der Stadt Fulda 
nicht die letzten Adern ihrer Lebensfähigkeit unterbinden, fo gebe man 
ihr ein Landgericht. 

Der Regierungskommiſſar kann die Gründe des Vor⸗ 
redners für Fulda nicht als durchſchlagend anſehen und bittet das 
Haus, falls es nicht die Negierungs vorlage wieder herſtellen wolle, 
bei den Beſchlüſſen feiner Kommiſſion ſtehen zu bleiben. 

Vizebürgermeiſter Weigel (Kaſſel) hat in der Rede des Grafen 
Schulenburg zwar eine Reibe der gemüthlichſten Anwandlungen ge⸗ 
funden, vermag ihm aber doch nicht beizuſtimmen. Es ſei allerdings 
die Erfüllung einer Ehrenpflicht für das altehrwürdige Fulda, die den 
Antragſteller; geleitet, aber Letzterer dürfe wohl ſelbſt nicht auf die 
Annahme feines Antrages gehofft haben. In Heſſen⸗Naſſau ſeien die 
Verhältniſſe für die 9 ſo ſchwierig wie nirgends. Dieſe 
aus zwei bis vor Kurzem ſelbſtſtändigen Theile beſtehende Provinz iſt 
in den zehn Jahren ibrer Exiſtenz, wenigſtens was die Rechtsan⸗ 
ſchauungen und Rechtsbräuche ihrer Bewohner anbetrifft, noch nicht 
genügend zuſammengewachſen. Dies und kein kleinlicher Partikula⸗ 
rismus iſt ja auch die Urſache, weshalb man aus Defter: Naſſan keine ein⸗ 
heitliche Rechlsprovinz machte, ſondern hier zwei Oberlandesgerichte 
inſtallirte. Möge man ſich daher auch binfichtlih der Landgerichte 
davor hüten, die auf dieſen begründeten Erwägungen beruhenden 
Vorſchlage der Staatsregierung zu durchkreuzen. öge man den 
Kreis Hanau, den das Abgeordnetenhaus zum e 
legte, ſeiner altheſſiſchen Rechtsgemeinſchaft wieder geben. Wenn das 
aber geſchehe, ſo könne der Sitz des Landgerichts nur in Hanau, nicht 
aber in Fulda ſein. Nicht Fulda, ſondern Hanau ſei der Mittelpunkt 
der Bevölkerung in dem in Frage ſtehenden Landgerichtsſprengel. 

„Baron v. Senfft⸗Pilſaſch fund Fürſt zu Hſenburg⸗Bü⸗ 
dingen erklären ſich für feen ast, letztgenannter Redner, der in der 
Gegend von Hanau gugeſeſſen iſt, führt an, die reichen Familien der 
dortigen Umgegend ſeien in letzter Zeit ſehr prozeßſüchtig geworden 
115 SC es deshalb gut, wenn der Gerichtsſitz nicht jo nahe bei 
ihnen läge. 

Graf Brühl: M. H., Sie haben geſtern den Reichstagsabge⸗ 
ordneten für Herford (Herrn v. Kleiſt⸗Retzow) unreinen geringen Eine 
fluß auf Ihre Entſcheidung geſtattet; ich bitte Sie, Herrn Dr. Weis 
gel, Im — — für Hanau, keinen größeren Einfluß 
zu geftatten. 

Nach verſchiedenen thatſächlichen Berichtigungen wird das Amen⸗ 
dement des Grafen Schulenburg abgeleh — t und die Kommiſſions⸗ 
anträge für den Oberlandesgerichtsbeitrt Kaſſel 1 

Ferner wird Frankfurt a. M. als Sitz eines Oberlandesgerichts 
und eines Lanbesgerichts, ſodann die Landgerichte Hechingen, Neuwied 
und Wiesbaden ohne Debatte 
29 Fr über das Amendement Beſeler (Landgericht Am⸗ 

Juſtizminiſter Leonhardt: Es hat ſich zwar die Regierung 
urſprünglich für Wetzlar als Sitz des Landgerichts ausgeſprochen, 
nachdem aber das Abgeordnetenhaus Limburg den Vorzug gegeben, 
will die Regierung letzterem SH um fo weniger Widerſtand ent 
W als der Kreis Biedenkopf dem Landgericht Marburg zuge⸗ 

ieſen tft. ee 

Profeſſor Befeler ſpricht in Gemäßheit feines Amendements 
zu Gunſten Limburgs gegen Wetzlar. Die garıe Bevölkerung des 
projektirten Gerichtsſprengels gravitire mit ihrer Neigung und ihren 
Wünſchen für Limburg Für Wetzlar werde man doch nicht etwa die 
Reminiszenzen an das ſelige Reichskammergericht geltend machen 
wollen. In gan Naſſau jet die Aufregung darüber daß der Lands 
gerichtsſitz in Wetzlar und nicht in Limburg fein ſolle bedeutend. Ver, 
man dieſe naſſauiſche Frage, die ihren erſten Entſtehungsgrund da 

at, daß das Oberlandesgericht nach Frankfurt und nicht nach Wies⸗ 
aden gelegt wurde, nicht noch verſchärfen, indem man die Naſſguer 


us (eie ſtatt Rhabanus Maurus . 
Kg Më Fulda ſei lot de 
u { 


enehmigt. — Eine Diskuſſion erhebt 


— 


d 


r 
za 


durch Verlegung des naſſauiſchen Landgerichts Limburg nach dem zur 

Rheinprovinz gehörigen lar kränke. Auch die Mück cht auf das 

Haus der Abgeordneten, von deſſen Beſchlüſſen man ſo vielfach abge⸗ 

— fet, + e hier maßgebend ſein, um für Limburg die Entſchei⸗ 
ung zu geben. 

v. Simpſon⸗Georgenburg macht zu Gunſten Wetzlars 

eltend, daß ſich bier ein Gymnaſtum befinde, welches in Limburg 
ale Außerdem babe Wetzlar, die gute alte Stadt az dadurch eine 

inbuße erlitten, vos es zu Gunſten der neuen Landestbeile feine 
Garniſon verlor. NV man es nicht noch mehr ſchädigen, indem 
man ihm das Landgericht entziehe. 

Bürgermeifter Meviſſen führt für Amburg an, daß es der 
Zentralpunkt des naſſauiſchen Eiſenbahnnetzes fei. 

Das Amendement Beſeler wird angenommen, alſo 
Limburg gegen Wetzlar als Landgerichtsſitz beſtimmt. 

Endlich wird der Ober⸗Landesgerichtsbezirk Köln mit ſeinen Land⸗ 

erichten unverändert genehmigt, — womit das ganze Geſetz Über den 
itz der Ober⸗Landes⸗ und Landgerichte erledigt iſt. 

Zu dem Geſetz hat die 3 folgende Reſolution beantragt: 

Das Herrenhaus hat mit Befriedigung davon Kenntniß genommen, 
daß die königliche Staatsregierung das Beſtreben verfolgt und ferner 
zu verfolgen beabſichtigt, Vereinbarungen mit benachbarten deutſchen 
Staaten zu treffen, um unter den geeigneten Vorausſetzungen die Or⸗ 
ganiſation von Oberlandesgerichten und Landgerichten durch Vereini⸗ 
ee Dën Km verſchiedener Staaten im Intereſſe der Rechts⸗ 
pflege zu geſtalten.“ € 

Auf 1 des Herrn v. Bernuth wird dieſe Reſolution 
einſtimmig angenommen. . 

Die eingegangenen Petitionen, ſo weit ſie die Bildung von Ober⸗ 
landes⸗ und Landgerichten betreffen, werden für erledigt erklärt, in 
ſofern fie fich auf die Errichtung von Strafkammern und Amts⸗ 
mg beziehen, der Staatsregierung zur Kenntnißnahme über- 
wieſen. 

Letzter Gegenſtand der Tagesorbnung ift der Kommiſſionsbericht 
über den Geſetzentwurf, betreffend Rückzahlung des der 
Meliorations⸗Sozietät der Bocker Haide aus der Staatskaſſe ge⸗ 
währten Darlehens von 108,000 Thalern. . 

Der Bexichterſtatter der Kommiſſion, Seehandlungs⸗Präſident 
Bitter ſchlägt in Uebereinſtimmung mit der Regierungsvorlage 
vor, das Kapital nur bis zum 2. Januar 1888 zinsfrei zu flunden, 
während Graf Brühl in Gemäßheit der Entſcheidung des Abgeord⸗ 
netenhauſes den gänzlichen Erlaß des Kapitals befürwortet. 

Regierungskommiſſar Geh. Finanzrath Faſtenau bittet um 
Annahme des Kommiſſtonsbeſchluſſes. Wenn ſich nach 10 Jahren 
ergebe, daß die finanzielle Lage der Sozietät die Rückzahlung noch 
nicht geftatte, fo könne man den Erlaß oder eine neue Stundung des 
Kapitals immer noch ausſprechen. . 

Herr vom Rath hat die Gegend der Bocker Haide in amt⸗ 
licher Eigenſchaft unterſucht und dieſelbe als eine fo ha ang ll 
erkannt, daß er ſich wanderte, wie daſelbſt noch Menfchen haufen 
können. Aus dieſer Gegend könne nichts werden; unterſtütze man 
e, ſo ſehr man könne, und ſchenke ihr die Summe von 108,000 
alern, die ſie auch nach 10 Jahren nicht aufbringen könne, dann 
Le SC wenigſtens die Tinte, um die Sache wieder in den Etat 

u ſtellen. 

. Nach Schluß der von dem inzwiſchen nur noch ſehr ſpärlich be⸗ 
etzten Hauſe fortgeführten unweſentlichen Diskuſſion wird das Amen⸗ 
dement des Grafen Brühl angenommen. 

Damit iſt die Tagesordnung erledigt. 0 5 

Nächſte Sitzung Freitag 1 ch Kommiſſionsberichte über kleinere 
Geſetzes vorlagen. Schluß 4 Uhr. 


Ans dem Gerichtsfaal, 


SA CS Berlin, 30. Januar. In Beziehung auf das V 
u 
t 


ügungsrecht des Eigenthümers eines Gr 
ücks über die von ihm Hypo f 
efeg des Ober⸗Tribunal, III. Senat, durch Erkenntniß vom 5. Okto⸗ 
er zu dem at SE) , 
echtsſatz 1 e en, daß der Grundſtückseigenthümer über die 
u ihm bezahl 
een Anderen übertra 
ken, wie vorher — 


„eantragt war. ı 

en ur ümers G. die von G. bezahlte Hypothek dem Han» 
elsmann B. { € 

geng ein, wurde aber vom Appellationsgericht zu ö 
lage zurückge wieſen, indem es von der Anſicht ausging, da 


** Mien, 30. Januar. Die Generalverſammlung der Dur-Bo- 


denbacher Bahn hat den Antrag des Verwaltungsraths auf Ab⸗ 
lebnung der von dem Bankhauſe Erlanger & Söhne gemachten Offerte 
einſtimmig angenommen Der Vertreter des gedachten Bankhauſes erklärte, 
daß daſſelbe trotz dieſes Votums ſeine Offerte bis auf Weiteres aufrecht er⸗ 
halte. Die Offerte des Bankhauſes Sulzbach und der Dresdner Bank 
wurde von der Verſammlung mit 630 gegen 83 Stimmen a 10 déi 
ferner wurde der Antrag des Verwalkungsraths auf En- bloc-An⸗ 
nahme des vorgelegten Statutenentwurfs mit den durch die Annahme 
der Dresdner Offerte nothwendig gewordenen Abänderungen einſtim⸗ 
mig angenommen. Hierzu wurde der Zufatz beſchloſſen, daß die Sta- 


tutenänderungen mit dem Dresdner Projekte ſtehen und fallen. 


London, 31. Januar. Die Bank von England hat heute den 


Diskont von 3 auf 2 eet herabgeſetzt. 


* Kopenhagen, 31. Jan. Die Nationalbank wird von morgen 
ab den Diskont 
5% Ct herabſetzen. 


n Paris, Donnerstag, 31. Januar, Nachm. Bankaus weis. 


Zunahme. 
Lite der Hauptbank und der Filialen 27,644,000 Fres. 
eſammt⸗Vorſchüſſe 5 re 3 109,000 „ 
c T EL Te 5 41,569,000 „ 
Guthaben des Staatsſchatzes. sr 2 3 62,000 „ 
Abnahme. 
Baarvorrath 9,098,000 Fres 


Laufende Rechnungen der Privaten 19,363,00 ꝶ Q0§? Ff 


Paris, 31. Januar. General v. Göben iſt auf der Rückreiſe 
von Madrid heute früh hier eingetroffen und hat ſeine Reiſe alsbald 
nach Berlin fortgeſetzt. 

Nom, 30. Januar. Der König hat heute den ruſſiſchen Bot⸗ 
ſchafter, Baron UxkullGyllenbandt, welcher fein neues Beglaubigungs⸗ 
ſchreiben überreichte, in feierlicher Audienz empfangen. Später empfing 
der König den portugieſiſchen Geſandten, Carvalho ny Vasconcellos. — 
Die außerordentlichen Abgeſandten, welche die Thronbeſteigung des 
Königs Humbert den europäiſchen Höfen notifiziren ſollen, werden 
heute Abend abreiſen. 

Athen, 31. Januar. In der geſtern Abend ſtattgehabten 
Sitzung der Deputirtenkammer entwickelte der Miniſterpräſident 
Comunduros das Programm ſeiner Politik und erklärte, wenn die 
Kammer daſſelbe genehmige, würden die Miniſter der Finanzen, des 
Kriegs und der Marine die wegen der zu ergreifenden außerordent⸗ 
lichen Maßnahmen erforderlichen Vorlagen machen. Comunduros 
forderte die Kammer auf, ihre Berathungen heute fortzuſetzen und 
fügte hinzu, er würde es als ein Mißtrauens votum anſehen und feine 
Entlaſſung nehmen, falls die Kammer nicht in geſchloſſener Zahl für 
fein Programm ſtimmen follte. — 24 Gemeinden in der Umgebung 
von Volo haben eine proviſoriſche Regierung gebildet. 

New Pork, 30. Januar. Nach hier eingegangenen Nachrichten 
iſt der auf den Samoa» Infeln gegen die Regierung ausge⸗ 
brochene Aufſtand durch die Gefangennahme der Inſurgenten beendet 
worden. 

Waſhington, 30. Januar. Die Budgetkommiſſion der Reprä⸗ 
ſentantenkammer bereitet eine neue Tarifbill vor. 

Waſhington, 31. Januar. Der von der Finanzkommiſſion vor⸗ 
bereitete neue Tarifbill⸗Entwurf fol dem Kongreſſe morgen vorgelegt 
werden. Der Entwurf ſchlägt eine Reduktion von durchſchnittlich 
20 Prozent auf die gegenwärtigen Zölle für alle taxirten Artikel mit 
Ausnahme der Weine, des Branntweins, der Cigarren und anderer 
ähnlicher Verzehrungsgegenſtände vor. Für letztere ſollen die bisheri⸗ 
gen Zölle unverändert beſtehen bleiben. Der Entwurf ſchafft ferner 
die ſogenannten zuſammengeſetzten Zölle (compound duties) ab und 
verändert die Zölle ad valorem in ſpeziſizirte Zölle und zwar in allen 
den Fällen, wo die Veränderung dem Export der amerikaniſchen Ma⸗ 
nufalturen zu Gute kommt, während der freie Import von Rohſtoffen 
begünſtigt wird. Der Entwurf führt ferner einen Schutz ein für 
die amerikaniſchen Fabrikmarken im Auslande. Die Dampf⸗ 
maſchinen für den Ackerbau und das Material für den Bau von 
Schiffen ſollen von jedem Zolle frei ſein. Ferner werden in dem 
Entwurfe Vorſchläge gemacht, um den Ländern gegenüber, welche den 
Import amerikaniſcher Produkte erſchweren, Amerika auf gleichen 
Fuß mit den meiſtbegünſtigten Nationen zu ſtellen. Der Entwurf 
beſchränkt die taxirten Artikel auf 500 Nummern; die Koſten für die 
Erhebung der Zoll⸗ und Douanegebühren werden auf 4 Millionen 
Dollars reduzirt, die Einnahme an Zöllen wird auf 155 Millionen 
Dollars geſchätzt, ſo daß ſich alſo gegen 1877 ein Mebrertrag von 17 
Mill. ergiebt. 

Im Senate brachte Chriftinnch ein Amendement zu der Bland⸗ 
ſchen Silberbill ein, nach welchem das Gewicht für den Silberdollar 
auf 434 Gran feſtgeſetzt wird. 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Julius Wafner in Poſen. 
Für das Folgende übernimmt die Redaktion keine Verantwortung. 


Telegraphiſche Wörſenßericßte. 
Bonds: Eonutfe. 


Frankfurt a. M., 31. Januar. Schluß fefter. 

[Schluß ⸗Kurſe.] Lond. Wechſel 20, 38. Partſer Wechſel 80, 97. 
Wiener Wechſel 170, 45. Böhmiſche Weſtbahn 150 Eliſabethbayn 
141%. Geier 210. Franzoſen 2221. Lombarden ) 67. Nord- 
weſtdahn 94%. Silberrente 57%. Papterrente 54%. Ruſſ. Boden kredit 
77%. Rufſen 1872 —. N. Ruſſ. 84%. Amerikaner 1885 98}. 1860er Lope 
. 1864er Looſe 260, 50. Kreditaktien“) 1955. Oeſterr. National⸗ 
bank 692, 00. Darmſt. Bank 108%. Berliner Jankver. — Fran mt 

elbank Ba Meininger Bank 72%, 
. Mng. Stactölonfe 154, 00. 
} = Ke SH aer II. 63%. 
Re n 6. Reichsanl. 954. ` e 
rente 64. Ung. Goldrente 79%. 5 
Nach Schluß der Börſe: Kreditaktien 1965, Framzoſen 2223, 1860er 
Looſe —, Lombarden —, Ungar. Goldrente 79%, Neue ruffiſche 
Anleihe 84%, Galizier —. 


7 *) per medio reſp. per ultimo. 


Wien, 31. Januar. Die Börſe ſetzte matt ein, befeſtigte ſich 
aber, als die Aeußerungen des rumäniſchen Miniſters des Auswärti⸗ 
e bekannt wurden. Bahnen und Renten ſchwach, 

eviſen ſteifer. 5 

Schlußturſe.] Papierrente 64, 00. Silberrente 67, 00. 182 447 

f ationalbank 810,00. Nordbahn 1977, 50. Krebſta tue 
Framoſen 260, 00. Galister 245. 25. Kaſch.⸗Oderperg 106, 00. 
„ Stordweflb. Lit. & = 


Amſterdam 97,75. Böhm. Weſtbahn —. —. itloofe 161 70 
1860 er Looſe 114, 00. Lomkarden 79, 25 1864er Looſe 137, 80. 
Unio 00. Anglo⸗ Napoleons 9, 46 Dukaten 


. 59. Sizertah 103 0 4 165. 25 Une. Brämienanl 
A ’ OG kV $ K . Z3EUIHLEH 
77, 80. Marknoten 58. 55. 5 Gold 
. SC eer" Se E 8850 
en, 31. Januar. enpbörſe. akt. 230, 50, Framoſer 
260, 75, Galtzier 245, 50, Anglo⸗Auſtr. 102, 25, RR 79, 00 
Silberrente —, —, Papierrente 64,07}, Goldrente 75,00, Marknoten 


für Wechſel auf 5-57, den Lombardzinsfuß auf 


Le 


—, 00, Napoleons 9, 46, Ungar. Goldrente 
92, 35, öſterr Goldrente 75, 00. Feſt aber fill. `" 
U ten 5 59, 1884 er 


f Sen AA e Ee 
en —,—, London „80, eg Beer: or n 00. 
Silberrente Ber: 


Silberconpons 103 65. Rationatbant 808 00, he 
liner Wechſel —,—, Eliſabethbahn 165, 25, Amſterdam 97,75. 
Nordweſtbabn 108, Ey OH 


burg —, (0, Kreditaktien 
Berger —, —, Galizier —, Pardubitzer —, 00, ung. Goldrente 92,35. 
aris, 31. Januar. Schluß 1 
Schlußkurſe.] Zyt. Rente 73, 85. Anleihe de 1872 110, 277 
e oz. Rente 73, 70. do. Tabaksaktien—— de 
baksobligation Se en 555, 00. 
—, 00 do. Prioritäten 236, 00. Türken de 
44 A0. 3 —, 00 
Credit mobilier 162, Spanter exter. 12%, do. inter 11%, Su 
kgnal⸗ Aktien 770, Banque ottomane 366, Societe generale 420. 
Credit foncter 636, neue Eavpter 150. Oeſterr. Goldrenie — —. 
eee 30. Jar — KC Boulevard-Berkehr.  Spco N. 
30. Januar, . Boulevard⸗ r. 3proz. Rente 
73, 35, Anleihe de 1872 109, 78, Italiener 73,475, Türken de 1265 
9, 05, Spanier erter, —,—, do. inter. —. Bangue ottomane 365, 00, 
neue Capnter 151. 00, Cbemins ent. 265.00. Atert Boldrente 644, 
ung. Goldrente 78%, Franzofen —, —, Neue Rufſ. 5% Matt. 


London 31. Januar. 

Konſols 95 746. Ital. pr Rente 734. Lomdarden äis. Zorg 
Lombarden⸗Priörttäten alte 916. Iprmentige Lombarden⸗ Prioritäten 
neue 996 Sprozent. Rufen de 1871 814. do do 1872 
1873 835. Silber 53}. Türk. Anleihe de 1865 8%. 

1869 HÄ ` Hproz. Vereinigt. St. pr. 1885 — ba 

Oeſterr. Silberrente 565 Oeſterr. Papterrente —. 

Schatzbonds 981. 6 pro, ungar. Schatzbonds II. Grein 

dne We gelten ungen: Berlin 20,56, Bamburg 3 Mo 

echſelnotirungen: Ber N mburg 3 Monat 20,56, Frank⸗ 

furt a. Wi. 20,56, Wien 12,05, Paris 25,32, Petersburg ae H 
Platzdiskont 1% pCt. i 
Brüffel, 30. Januar. Oeſterr. Bapierrente 55 746 


ewhork, 30. Januar. (Schlußkurſe.) Höchſte Nottrung des 
Wache 2 G vi 


Goldagios 2%, niedrigſte 2%. 
82 C. Goldagio 2%. fa Bonds per do. Byron. ſun⸗ 


dirte 105%. Oe, Bonds per 1887 105% Erie ⸗ Bahn 98. Fentral 
Pacific 105%. Newport entralbahn 105 Pä 
Probukten⸗GKenrfe. 


Daung, 31. Januar. [Getreide⸗Börſe.] Wetter: Froſt. 
Wind: O 


Weizen loko zeigte ſich am heutigen Markte in luſtloſer Stim⸗ 
mung und Exporteure kauften nur ſchwerfällig zu ſchwach behaupteten 
Preiſen; beſonders flau war es für die Gattungen von leichtem Ge⸗ 
wicht mit ſchmalem Korn und mußten dieſe auch billiger abgegeben 
werden. Bezahlt für roth 125 Pfd. 20 M., bunt und hellfarbig 118 
bis 125 Pfd 201—208 M., glaſig 125—130 PD: 217— M., hoch⸗ 
bunt und M. 128—130 Pfd. 224.228 M. fein hochbunt 130 —131 

fd. 233 M. per Tonne. Für Ruſſiſchen Weizen war die Kaufluſt 
chwach und mußte Manches davon unverkauft bleiben. Bezahlt iſt 
worden für ordinär beſetzt 106 Pfd. 145-160 M., roth abfallend be⸗ 
ES 118 Pfo. 166 M., beiferer 116 Pfd. 175 — 180 M., roth Winters 
eucht 117 bis 123 Pfd. 185—189 M., roth Winters 123-127 Pfd. 
193 198 M., beſſerer 126—127 gëf. „ fein roth Winters 132 
E 206 M., bellbunt 122 Pfd. 197 M, beſſerer 119—125 Pfd. 206 

„dunkelglaſig 126 Pfd. 212 M., bellbunt 123/4 Pfd. 220 M per 

une. Termine ohne Angebot, April⸗Mai 213 M. op. Mat-Iunt 
215 M. Gd. Juni ⸗ Juli 217 M. Gd. Reguirungspreis 211 M. 

KS loko unverändert, inländiiher und unterpolniſcher 118 

etzt 128 M., 120 Pfd. 131, 134 M., 123 Pfd. bezahlt 135 
„ 122¾ Pfd. 136% M., 124 Pfd. 137 M., rulfiiher 114 Pfd. 
122 M. 115.117 Pfd. 123, 125 M., 115 Pfd. 123 M. per Tonne nach 
Qualität. Termine unterpolniſcher und inländiſcher April⸗Mai 140 
M. Br., unterpolniſcher Mai⸗Juni 140 M. Br. 
preis 130 M. — Gerſte loko brachte große 110-113 Pfd. 166 — 168 
M., ruſſiſche 104 Pfd. 150 M. Futter⸗ 124 M. per Tonne bezahlt. — 
Erbſen loko Mittel⸗ 125, 126 M., ruſſiſche Mittel⸗ 130 M. per Tonne 
bezahlt — Kleeſagt loko weiße zu 108 M. per Tonne bezahlt. — Spi⸗ 
ritus loko iſt zu 47,25 M. gehandelt. 

Köln, 31. Januar. (Getretbemarkt.) Weizen, biefiger loko 
23,00, fremder lole 22, 00, per März 21,70, pr. Mai 21, 35, 
Roggen, Info 16,50, per ärz 14, 80, per Mai 14, 90. 8 
loko 15, 25, pr. März 14, 90. Rü b 1 (nie 38, 00, vr. Mai 36, 50. 

Hamburg, 31. Januar. Getretbemarkt.) Wehen Inte 
flau, auf Termine feſt. Bäss Into ruhig, auf Termine feft. 
Wen zen pr. April⸗Mai 211 Br., 210 Go., ei Mai⸗Juni per 1000 
Ri: 213 Br., 212 ai 150 Br., 149 05 di 


mn Bann 5 e ai 

gersen, 31 Januar. Petroleum (Schlußbericht.) Standard 
wolte lolo 10, 80, per Februar 10, 30, pr. Mär II. 00, per 
Sept. 12, 20, per Auguſt⸗Dezember —. 

Veit, 31. Januar Produktenmarkt. Weizen loko unv., 
Termine feſt, pr. Frübjahr 10, 70 Gd., 10, 75 Br. Bahr per 
Frübfahr 6, 62 Go., 6, 65 Br. Mais, Banat per Frühjahr 7, 30 

d., 7, 35 Br. — Wetter: Mild. x 

Antwersen, 31. Januar. Getreidemarkt (Schlußbericht) 

Weizen ruhig. Roggen unverändert. Hafer matt. Gerſte 


ſtetig. 

S etroleummarkt (Schlußbericht). Raffinirtes, Type melt, 
lolo 27% bez. und Br., der Janugr — bez. u. Br., per Februar 
27 bez., 274 Br., per März 275 Br., pr. Sept. — bez., 30 Br. 


Ruhig. 

Autwerpen 30. Janugr. Bei der heutigen Wollauktion wur⸗ 
den von 1248 B Buenos⸗Ayres⸗Wollen 730 B. verkauft. Diverfe 
1 4 wurden 182 B. angeboten und 61 B. verkauft. Preiſe unver⸗ 

ndert. 

Arafterdamt, 31. Januar. Getreidemarkt (Schlußbericht) 
Weizen auf Termine niedr., pr. März 319, pr. Mai —. A gen 
loko unveränd., auf Termine fefter, pr. März 180, pr. Mai 181. Ra ps 
per Mai —, per Herbſt 415. Rüb öl loko 425, pr. Mai 41, per 
Herbst 393. — Wetter: —. 

Amſterdam, 30. Januar. Bancazinn 40. 

Paris, 31. Januar. Roh zucker behpt., Nx. 10/13 per Ja⸗ 
nuar per 100 Kilogramm 55, 50, Nr. 5 7/9 per Jauuar per 100 


Rilogr. 61, 50. Weißer Zucker feit, Nr. 3 per 100 Kilogr. pr. 
Januar 64, 25, pr. Februar Br 25, per Mai⸗Auguſt 65, 25 äs): 
Paris 31. Januar. Produktenmarkt. 


a (Schlußbericht) 
Weizen behpt., per Januar 30, 50, pr. Februar 30, 50, pr. März⸗ 
April 31, 25, pr. März⸗Juni 31,25. — Mehl feſt, pr. Januar 
69, 75, pr. Februar 68, 25, per März⸗April 67, 75, per März⸗ Juni 
67, 75. Rübdl Gap, per Januar 97,00, per Februar 97, 00, 
br. März April 97, 00, pr. Mai⸗Auguſt 95, 00. Spiritus feft, 
55 Zenger 57, 00, pr. Mai⸗Auguſt 58, 50. — Wetter: Bedeckter 
immel. 

London, 31. Januar. Havannazucker ftetig. 

London, 31. Januar. An der Sitte angeboten 20 Weizenladun⸗ 
gen. Tendenz: Stetig. . 

Leith, 30. Jan. Getreidemarkt. (Von Cochrane Paterſon 
u. Comp.) Fremde Zufuhren der Woche: Weizen 822, Gerſte 198 
Bohnen 9, Erbſen 14 Tons, Hafer — Mehl 11,485 Sad. 
it Artikel ruhig bei nominellen letzten Preiſen. — Wetter: 
oſt. 


d 


Fr 


a. 81 dos. 
proz. Zürker de 
5proz. fund. 105. 

ah unger. 

95 Gro, Ber 


— Regulirungs⸗ 


ae 


ea 


TREE 


nn nn 


ee 


ES? 


gë e AE ER 


KH 


Braduften:Börfe, 

Berlin, 31. Januar. Wind: NO. Barometer 28,6%. — 
Thermometer: 1° X. Witterung: Schnee. 

izen loko 1000 Kilogr. M. 185—228 nach Qual. gef 

ee 2 Wai 204 —20 


RK) ark 
Zeg 135 —138 ab Bahn AC feiner do. 
EE ad = 1—148 


U 
dieſen Monat ER bei 
Sch D 


ruar » März do., 
mi 143—-142,5 bez, 
gramm Me. 120—195 na 
Kilogramm 105 165 — ear E oſt⸗ und 8 
120140 Mia 10. — 110 are dommerſcher chleſiſcher 
77 m 8 Bis ES — Böhm iſcher 125 bis 142, . KC 
„ Der dieſen Monat — bez., per pri: Mai 
137 CT Der Ze, 140 bez. Erb ſen per 1000 Rıldıramm 
Robhmaare 150 -195 nach Qualttät, erg 135 bis 47 aach 
Qualität. — eps per 1 Kilogra 310—330 bezahlt. 
Rübſen 210. 278 bez. — Leinhl lolo ren 100 Blose, abne 
RE un VE Se Core ee 
— „ der bieſen Monat 70, nuar. ar 
„ Avri 0 1 — ver Mai⸗Juni 
„ Juni ⸗ Juli —, — bez., September > Olteber € 66,3 SC 
— SCAS (raffin.)' (Stau dard worte per io stlogramm «ti 
Faß ofn 24,5 bez, per dieſen Monat 24,5 bez., per Januar Febr. 
4, [242 ee ver Febr. —, per Febr.⸗März do., per März⸗ April 
„September⸗ Oktober 26 Br. gr Ze! per ut Ap 


Berlin, 31. Januar. Die auswärtigen Börſen hatten wenig 
eſte Haltung geſandt, die politiſche Beunruhigung hatte in Folge des 
orrückens der Ruſſen zugenommen, und das Angebot war deshalb 

im Ganzen überwiegend, doch keineswegs dringend. Der hieſige Ver⸗ 

Lo eröffnete trotz matter Meldungen von außerhalb nur unenticie- 

ließ aber A — ermäßigten Kurſen raſch einige Kaufluſt bervor⸗ 

— Kredit⸗Aktien, welche im Vordergrunde ftanden, büßten a 
4 M. ein, Le n ſich aber noch in der erften Stunde um 2 M. 

— Anleihen, fremde Renten ſowie Rheiniſch⸗ Weſtfäliſche Bahnen 

Üten ſich anfangs 1 bis 4 Prozent niedriger, zogen langſam dann 


100 | 88,40 b. 
Fonds⸗ u. Alnen⸗Börſe. P. B.... 8 5 100 00 é 
s. Je, n Ge ie ie 
€ on eld⸗ do. do 60.7 
Sespio Eurze pr. C.- B.- pfdb. Id. 4410,25 5 
Sonfal. Anleihe 44 16460 bz do. unk. rückz. 1105 6 70 bz 
du. neue 18764 95 61 bz Nan 
as? else 
taats · S 2 d 
SET SZ 2 DÉI 91,25 bz Dr W 12944 95 00 bz o 
Db, Deich „Obl. 410 A0 bz do. 475 bi G 
Berl. San n 2 $ b Schleſ Bod Kr 5 | 99,00 bz 
0. ’ 0. 
Säin, Stadt- Anl. 4101.10 © Stett. Nat. -Hyp- 5 90 (0 bz & 
euro do. 1451101,90 bz do. 93,8 bz G 
Ss 105) @ Reuppiche Ob Em 5.1106 25 WE 
Ree — ändifehe Fond 
ner 10100 8 merkt Vin, 18816 10710 d' 
wéll, $ vn KUSS N Tech 1880 98,60 bj @ 
Kur- u. Neumärk. 3 850). G 8 ee, 10035 4 & 
3 . Sid A. 8 102 40 94 G 
do. At 1152 5 do. (E? 
„ neue d 
Kg ` een 92000 bz G 
f | 85 80 8 de Eike tf 57,40 bz 
none. IN 400 f 38 
7 do. Cr. 1 1 * 
Bumper 9800 e do. Lott.-A. v. 1860 5 108,25 p G 
5,10 63,8 do. v. 1864259 90 bz 
de, 101 NM ung. St. Giſb.⸗Ak. 5 71,50 G 
neue : 34 50 1 I ya Lose. 154 10 9 G 
He ei Lël 9 75 mo 
85,20 e. bene 99 5 ue 
do. h do. 1.16 939 5 B 
bo. neue 83 00 b we Septefb | 74,00 0 
do. Tabak- Obl. 6 102,80 bz 
do. 95.40 . do. Aktien 6 
do. 410090 & Rumänter. 8 
de 103.50 8 P Soch | 38.00 b 8 
len f e sh 
Rentenbriefe do. do. A. v. 18625 82 70 b 
Tur u. N 95,40 NM 3. Anl. 3 | 6110 @ 
95,4) NM uff. fund. A. 18705 | 58,00 @ 
jede 70 N onſ. A. 18715 | 83,70 53 
che 95,60 B do. 18725 | 83,70 bz 
Dach SE Deu | 7035 d 
Bod.-Erdit 5 | 76,25 b. 
Schleſiſche * Sep: 
e 16,18 8 do. 6. do, do. 5 81,75 bz 
Sin, 41% % Ide e Km | Tem 
Saen 1392,75 bz . Vire III. & N Ett 
Fremde B do. Liguldat. 
do, einlösb. Leipz ` 11 Anl. v. 1865 240 
Kan SEN do. do. v. 18696 
de. Siber 15775 5 . Sech Sina 3 30,00 b. 
Ruff. Roten. | 219,60 D WI e eet) 
„4100 fl. 5 T. 168,45 bi 
® Won do. 100 fl. 2M. 167 55 bz 
A v. 558 10015. 341136,70 63 London 1 gf, 8 T. 20,39 bz 
ch. 40 — 41,00 b o. do. 3 M. 20,31 bz 
1. A. v 15 120,50 55 6 100 Fr. 8 T. | 81,05 63 
Obligat 1.7. D Ga Bkpl. 100 F. 8 T. 
GO Am Anl. 4 11294 DM do. do. 1008.2M, 
Beſchw. St. . — 8325 bi Wien öſt. Währ. 8 T. 170,70 d 
Seen. Anl. v. 1874 44/101,00 bz Wien öſt. Währ. 2 N. 169 60 
Föln-⸗Md.⸗Pr.⸗A. 3 32 110,40 5 @ Petersb. 100 R. 3 W. 219 40 S 
1 117,40 43 do. 100 Rub. 3M. | 21890 ba 
GC Wm 5 108,00 ba Warſchan 100 R. 8 T. 219,60 bf 
de, Hië 5 05, 8 
b. pr.-N. v. 1886.3 143 75 wei er og en De 
KE äi 19,0 bz G chſel 4 4 K „Lombard 5 pCt., Sat, 
Medib. Eſenbſch. 3 iseonto — am 3, Bremer —. 
Niininger Looſe. — 18,50 bz G Brüſſel 2 Fra dag CH 3 7 4 
Ae. „Pfdbr. 4 104,90 & urg—, ra London 2, Paris 2, 
Sdbenbürg. Baele, 3 187,00 bz ant und Erebt. 
Set 10000 o & Want. und Gredit-Afflen, 
do. 0. 92,90 a G Beige Banl. A 102.90 G 
Pesch Dep? unk. 5 100, 5 bz Hein. u. Weſtf. di 31 50 G 
Kë d 95,50 by Be (Sprit- u. Pr⸗ H. 1 | 44,10 G 
Stein. Opp. 2 5 1100,25 S liner Bankverein. fr. 39,00 G 
Si Grder.⸗H. A. 5 | 92,00 do. Comm.-B. See. fr. 75,00 & 
p.-Pfbör. 5 | 9400 o o de. 18.®ef. 4 | 7270 4 G 
2 HE 97,50 h aſſen⸗Verein. 4 147,75 G 
1105 92,75 Blauer, Oles Bk. 4 


RS 7 pCt. CHE Äer? ohne daß 49,8-49,7 2 ec 


5 der, 


per Januar » Februar bez., 
—5 ver Mai e Gei 51 —51 2871 Jo, 


bez., Juli Auguſt 53 53,2—53,1 bez., Auguft: Septemb. 53,8 -54—53 
bez. — Mais per DA Kä Lafe alter 151—157 Zug do. neuer 
— gefordert, defekter moldauer —, ruſſtſcher geringer ru 
— Roggenmehl Nr. 8 u per 100 Kilogramm Brutto ink! Sud 
dieſen Monat 19,85 19,90 bez., per Jan. Februar do., per Febr. 
März Lann 9 90 bez., per Mär! April 19,95 bez., per April-Mai 
u. ez. Leg 3 > bez., Jun E 20,15 * — Mehl ei 
30 0700 0 und 1 26 50 25,50. Roggenmehl Nr. 0 
2250 das 19,75—18.00 per H ramım 
GA ed" B.- u. O.⸗Btg.) 


Stettin 31. Januar. 
EE — Temperatur + IR, 


O.⸗ 
bez., m 


207,5 Mk. 
208,5 


uar⸗ Feb 


Fee flüf Gel 105 


Februarz7 


An der Börſe. 


Soe Ip, per 1000 dick d gelber geringer 170 bis 180 Mk. 


205 

bis 190 ee mittel 192205 Mk., feiner bis 212 Mt, per ae 
bez., 207 M Br. u. Gd., per 
Mark bez., per Juni Juli 210 Mk. bez. — Roggen feſt, E 
100 Kilo loko inländiſcher 126—138 M. bez., cuſſiſcher 
bez., per ruar 139 Mk. nom., ver 

bis 141 — bez., per Mai⸗Jum 140 5—141 
Mk. — Gerſte ſtill, per 1000 Kilo loco Brau⸗ 158 178 M. 


1 Bericht. 
Barometer: 28.5. Wind: 


M. bez, weißer geringer 170 


Mai » Juni 208-209 - 


1-17 N 
rüblahr 140,5 —141, 5 
bez., per Juni⸗Juli 


* Prozent an. Aehnlich entwickelte ſich der Verkehr in Diskonto⸗ 


Kommandit: Antheilen und anderen Spielpapieren. 
ekten lagen gleichfalls matt. Dagegen hoben ſich die 
aurahütte raſch um, fat 2% Prozent und auch der 
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übrige Bergwerks Aktienmarkt ward als feſt und theilweiſe belebt be⸗ 
zeichnet. Gegen baar gehandelte Papiere lagen im Großen und Gan⸗ 
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Verlag von 2 Decker 


efe; Prioritäten blieben 
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Oktober 67 Mk. Br. — Spiritus unverändert, per 10,000 di 
into ohne Faß 47,6 Mark bez., Gs a Fr 15 „per SECH 
jahr 49,3 bei, per Mat-Inmi 50 de. Ju 
Zait Gr Me De E "ger 3 7 * 2 89 1 
D — 


ftatt: auch von „Berlin“ heißen, auch von „Breslau“ fanden bis d 
gen Jahresſchluß große Spritabladungen nach Italien ſtatt. — 1 


gemeldet: Nichts. — Regultrungspreiſe: Roggen m =. 
71,5 Mk. — Spiritus — Mk. — Betrole a 11,755—118—11,9 KZ 
alte Uſanze — m be, Regultru gspreis 11,75 Mk, ver Januar — 


Mk. Br., per Februar 11,5 Mk. Br., per September Oftober 12 
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Eech 
ſtill, ausländiſche eher angeboten, doch wenig verändert. — Die zweite 
tunde brachte im Anſchluß an günſtigere politiſche Meldungen einen 
vollnändigen Umſchwung wenigſtens auf ſpekulattiven Gebieten. Gre 
ditaktien und Diskonto⸗Kommandit Antheile hoben ſich bedeutend und 
ruſſiſche Anleihen und N He Renten folgten nach. Ultimo 
handelte man Franzoſen 445-7, Lombarden 135, Credtit⸗Aktien 388 
bis 7,50 395 50, Laurabittte 75,5% 77,50, Distonto-Commandit: Ans 
theile 118,50 8,25 120. Der Schluß war feſt. 
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